
Urlaubsbestätigungen vom Arbeitgeber. Die 
Antragsprozedur ist aufwendig, kostspielig und 
entwürdigend. De facto werden die Reisewil-
ligen mit Reisebeschränkungen konfrontiert, 
die an die Reise(un)möglichkeiten von DDR-
Bürgern in den achtziger Jahren erinnern. Das 
Botschaftspersonal bewilligt einen Reiseantrag, 
wenn die »Rückkehrindikatoren« überzeugen. 
In der DDR war ein solcher Rückkehrindikator 
die politische Loyalität oder eine familiäre Bin-
dung. Im Zeitalter von Schengen ist es die öko-
nomische Potenz des Antragstellers am Heimat-
ort oder ein Bürge am Ziel der Reise. 

Es scheint, dass die EU Einreise mit Einwan-
derung verwechselt. Während wir unseren euro-
päischen Traum leben, begegnen wir unserem 
europäischen Nachbarn mit einem pauschalen 
Betrugsverdacht, obwohl Sicherheitsexperten 
immer wieder darauf hinweisen, dass Kriminelle 
auch ohne Visum über die Grenze kommen. Auf 
manchen Familienfesten in Deutschland fehlen 
deshalb immer wieder Gäste aus dem Ausland, 
aus der (ersten) Heimat des Geburtstagskindes 
oder des Hochzeitspartners. Selbst im Todesfall 
eines in der EU lebenden Verwandten muss ein 
Reisewilliger mit klaren Rückkehrindikatoren 
überzeugen. Wenn alle Unterlagen vorliegen, ist 
die Beerdigung meist schon vorbei. 

Es ist höchste Zeit für eine Überarbeitung 
der Reisegesetze der EU, die die 
Perspektive der Reisewilligen 
mitdenkt. Nirgendwo stellt sich 
diese Frage drängender als auf 
dem Balkan. Pünktlich zum 
Weihnachtsfest 2009 sind Ma-
kedonien, Serbien und Monte-
negro in den Genuss der Reise-
freiheit gekommen, nachdem 
die von Brüssel geforderten Re-
formprojekte erfolgreich reali-
siert worden sind. Doch wäh-
rend Skopje mit einem Feuer-
werk die neue Freiheit begrüßte 
und Belgrad und Podgorica 
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Brüssel und Rom verschenkten, wartet Bosnien 
und Herzegowina seit Monaten auf einen Ter-
min für die Visa-Liberalisierung. 

Zu Recht fühlt man sich benachteiligt, sind 
doch die sicherheitsrelevanten, migrationsrecht-
lichen und innenpolitischen Forderungen der EU 
allesamt erfüllt. »Die Glaubwürdigkeit der Euro-
päischen Union, die Staaten des Westlichen Bal-
kans fair und gleich zu behandeln, hat gelitten«, 
resümiert die Visa-Berichterstatterin des Eu ro pä-
ischen Parlaments, Tanja Fajon. Bosnien und 
Herzegowina hat seine Arbeit getan, jetzt müssen 
die Innenminister der EU handeln.

Das Kosovo droht unterdessen zu einem 
isolierten Fleckchen Erde in Europa zu werden. 
Serbien schränkt die Reisefreiheit der Kosova-
ren zielstrebig ein. Und die Europäische Union 
hat noch immer keinen Visa-Dialog mit dem 
Kosovo eröffnet. Derzeit dürfen Kosovaren 
ohne Visa-Pflicht lediglich in fünf Länder ein-
reisen – Afghanen immerhin in 22 Länder. Die 
Mehrheit der Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments kritisiert, dass die Kommission den 
Status des Kosovos mit der Reisefreiheit der 
Kosovaren verbindet. Weil fünf EU-Staaten – 
Spanien, Slowakei, Rumänien, Zypern, Grie-
chenland – aus innenpolitischer Sorge um ihre 
eigenen Minderheiten das Kosovo nicht an-

Mit der »Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte« schrieb die UN-Vollversammlung am 10. 
Dezember 1948 in Paris Menschheitsgeschichte. 
Einige der dort erstmals garantierten Grundrechte 
aber gerieten bald aus dem Blick, die Reisefreiheit 
beispielsweise: »Jeder hat das Recht, jedes Land, 
einschließlich seines eigenen, zu verlassen und in 
sein Land zurückzukehren.« Auch wegen dieses 
dreizehnten Artikels der Deklaration verweigerten 
Ende 1948 die osteuropäischen Staaten, allen vo-
ran die Sowjetunion, ihre Zustimmung zur Men-
schenrechtserklärung. Ostdeutsche können davon 
erzählen, wie das Menschenrecht Reisefreiheit in 
der DDR mit Füßen getreten wurde. Die DDR-
Reisegesetze – zementiert in der Mauer – teilten 
Familien. Den Mauerfall erlebten viele als über-
wältigendes Freiheitserlebnis. Zum Wort des Jah-
res wurde 1989 »Reisefreiheit« gewählt. 

Zwanzig Jahre später ist das grenzenlose Reisen in 
der Europäischen Union zur Grunderfahrung einer 
Generation geworden, ja zum Kern einer transnatio-
nalen europäischen Identität. Für das Europa des 21. 
Jahrhunderts ist Reisen eine konstitutive Freiheits-
erfahrung. Interrail, Schnäppchenflüge und Erasmus 
gelten als Selbstverständlichkeiten des European Way 
of Life. Als dank des Abkommens von Schengen 
1995 die Grenzposten zwischen den Staaten ihre 
Funktion verloren, war dies ein Meilenstein der eu-
ropäischen Integrationsgeschichte. Der schranken-
lose Reiseverkehr ist neben dem Euro 
der spürbarste Akt der europäischen 
Einigung. Facebook gibt es auf der 
ganzen Welt, grenzenloses Reisen nur 
in Europa.

Die Grenzen aber, die das Schen-
gener Abkommen im Innern abbau-
te, wuchsen nach außen. Sicherheits-
bedenken – angesichts der vermin-
derten Kontrollen im Innern durch-
aus berechtigt – verselbstständigten 
sich. Die Migrations- und Visa-Poli-
tik der EU wurde zunehmend von 
sicherheitspolitischen Aspekten do-
miniert und mündete in ein aus-
gefeiltes System der Abschottung, das 
im Mittelmeerraum katastrophal versagt. Noch im-
mer kennt die EU keine menschenrechtlich trag-
fähige Antwort auf das Flüchtlingsproblem. Am 
Rande unseres »europäischen Traumes« des grenzen-
losen Reisens herrscht der Albtraum: Seit 1995 
starben an der maritimen Südgrenze der EU weitaus 
mehr Menschen als jemals am Eisernen Vorhang.

Jenseits der innereuropäischen Landgrenzen 
schaffen die Visa-Bestimmungen der EU ein ekla-
tantes Freiheitsgefälle. Eine westukrainische Rent-
nerin, die unweit der polnisch-ukrainischen Gren-
ze lebt, sieht sich nicht mehr in der Lage, ihre 
Schwester in Ostpolen zu besuchen, weil sie die 
Tagesreisen nach Kiew zu einer EU-Botschaft 
überfordern. Ein Professor im bosnischen Tuzla, 
der eine Konferenz in München besuchen möchte, 
muss mehrmals in die Hauptstadt Sarajevo zur 
deutschen Botschaft reisen, statt seine Studieren-
den zu betreuen. Die Forderung nach Reisefreiheit, 
die vor zwanzig Jahren auf den Straßen von Berlin, 
Magdeburg und Leipzig erklang, ist in Sarajevo, 
Tirana, Istanbul oder Lwiw noch immer zu hören. 
Für viele Europäer, die nicht der Europäischen 
Union angehören, ist »Schengen« keineswegs ein 
Symbol der Freiheit, sondern eines der Exklusion. 

Für einen Antrag auf Einreise verlangt die EU 
Bürgschaftserklärungen, Hotelrechnungen, Flugti-
ckets, Kontoauszüge sowie Lohn-, Arbeits- oder 
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erkennen, fehlt den Menschen im jüngsten Staat 
Europas eine Freiheitsperspektive.  

Eine Liberalisierung der Reisegesetze ist eine his-
torische Chance für Europa. Mit einem solchen Akt 
könnte die EU anderen Gesellschaften signalisieren, 
dass sie zur europäischen Familie gehören, selbst 
wenn sie vorerst noch keinen Kandidaten- oder Mit-
gliedsstatus in der EU besitzen. Das entscheidende 

Wort hierüber sprechen in der EU die nationalen 
Innenminister. Angesichts der jüngsten deutschen 
Geschichte ist die Bundesregierung unter Angela 
Merkel ganz besonders gefragt: Wenn wir die Freude 
und die Freiheitsschwüre anlässlich des 20. Jahres-
tages des Mauerfalls tatsächlich ernst gemeint haben, 
dann sollten wir die Freiheit, die uns 1989 geschenkt 
wurde, auch anderen gewähren. 
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